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A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen,

I.	 zu berichten,

	 1.	� vor welchen Herausforderungen die Fleischwirtschaft, insbesondere die klei-
nen, regionalen Betriebe, in Baden-Württemberg ihrer Ansicht nach aktuell 
stehen;

	 2.	� wie sich die regionale Schlachthofstruktur seit Drucksache 17/337 entwi-
ckelt hat (bitte aufgeschlüsselt nach Jahren, nach Betriebsart, nach Betriebs-
größe sowie nach Stadt- und Landkreisen);

	 3.	� wie sich die wirtschaftliche Situation der regionalen Schlachtbetriebe in den 
vergangenen drei Jahren entwickelt hat (bitte aufgeschlüsselt nach Jahren, 
nach Betriebsart, nach Betriebsgröße sowie nach Stadt- und Landkreisen);

	 4.	� welche konkreten Maßnahmen sie in den vergangenen drei Jahren umge-
setzt hat, um kleine, regionalen Strukturen im Schlachtbereich in Baden-
Württemberg zu erhalten (bitte mit konkreter Darstellung der jeweiligen 
Maßnahme, dem jeweiligen Erfolg sowie den hierfür jeweils bereitgestellten 
finanziellen, personellen und technischen Kapazitäten);

	 5.	� wie sich die Kosten für die Schlachtung, das Schlachttieraufkommen sowie 
das Schlachtvolumen in den vergangenen drei Jahren in den regionalen 
Schlachtbetrieben in Baden-Württemberg entwickelt haben (bitte aufge-
schlüsselt nach Jahren, nach Betriebsart, nach Betriebsgröße sowie nach 
Stadt- und Landkreisen);
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	   6.	� wie sich die Fleischhygienegebühren in Baden-Württemberg seit Druck-
sache 17/337 entwickelt haben (bitte aufgeschlüsselt nach Stadt- und Land-
kreisen sowie nach Tierart);

	   7.	� wie viele Anträge seit Drucksache 17/337 im Rahmen des Landespro-
gramms „Förderung von regionalen Schlachthöfen bei Investitionen in 
eine Schlachtung nach Tierwohl-Kriterien“ im Ministerium für Ernährung, 
Ländlichen Raum und Verbraucherschutz eingegangen sind (bitte auch mit 
Darstellung, wie viele Anträge davon für welche Maßnahmen sowie in 
welcher Höhe bewilligt wurden);

	   8.	� welche Kenntnisse sie über die Neuregelung der Fleischhygienegebühren 
in Bayern hat;

	   9.	� ob ihr die Neuregelung der Fleischhygienegebühren in Bayern bekannt 
ist, insbesondere hinsichtlich des Potenzials zur Stärkung der regionalen 
Schlachtbetriebe durch diese Neuregelung, und wie sie diese mit Blick auf 
Baden-Württemberg bewertet; 

	 10.	� inwiefern eine Regelung nach bayerischem Vorbild auch in Baden-Würt-
temberg umgesetzt werden könnte (bitte auch mit Angabe der hierfür er-
forderlichen Voraussetzungen wie z. B. den erforderlichen finanziellen Ka-
pazitäten, rechtlichen Rahmenbedingungen etc.);

	 11.	� inwiefern sie eine Regelung nach bayerischem Vorbild vorsieht und ent-
sprechende Maßnahmen umsetzen wird (bitte mit konkreter Darstellung 
der entsprechenden Maßnahme, dem Zeitraum der Umsetzung sowie der 
hierfür bereitgestellten Haushaltsmittel).

II.	�zu prüfen, unter welchen Voraussetzungen eine Neuregelung der Fleischhygiene-
gebühren, bei der kleinere, regionale Schlachtbetriebe verringerte und einheit-
liche Gebühren für die amtliche Überwachung zahlen müssen, im Land um-
setzbar ist und zeitnah entsprechende Maßnahmen für eine solche Neurege
legung umzusetzen sowie entsprechende Haushaltsmittel bereitzustellen, um 
die Wettbewerbsfähigkeit der regionalen, kleineren Schlachtbetriebe im Land 
zu stärken.

19.7.2023

Heitlinger, Haußmann, Dr. Rülke, Goll, Weinmann, Bonath, 
Brauer, Fischer, Hoher, Scheerer, Dr. Schweickert FDP/DVP

B e g r ü n d u n g

Die Fleischwirtschaft in Baden-Württemberg unterliegt einem hohen Wettbe-
werbsdruck. Die Entwicklungen in den letzten Jahren zeigen, dass abnehmende 
Viehzahlen in Baden-Württemberg, Fachkräftemangel, teilweiser Investitionsstau 
in einigen Betrieben, steigende Ansprüche der Verbraucher an tiergerechtere Schlach-
tung sowie limitierte Absatzmöglichkeiten zu kostendeckenden Preisen die regio-
nalen Schlachtbetriebe vor große Herausforderungen stellen. Dies betrifft insbe-
sondere kleinere, regionale Schlachtbetriebe.

Aufgrund europarechtlicher Vorgaben müssen für amtliche Kontrollen in Schlacht-
höfen Gebühren verlangt werden. Diese werden aufwandbezogen erhoben. Große 
Betriebe zahlen damit aufgrund der großen Zahl an Schlachttieren weniger pro 
Tier als kleine Betriebe. Dies bedeutet für kleinere, regionale Schlachtbetriebe 
Wettbewerbsnachteile.
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Die bayerische Landesregierung unterstützt mit einer Neuordnung der Fleisch-
hygienegebühren kleine, regionale Schlachtbetriebe und hat ein entsprechendes 
Gesetz verabschiedet, das am 1. Juli 2023 in Kraft trat. Kleine Schlachtstätten 
müssen künftig für jedes geschlachtete Tier nur noch verringerte und einheitliche 
Gebühren für die amtliche Überwachung bezahlen. Neben kleinen Schlachtbe-
trieben gelten die neuen Gebühren auch für die Weideschlachtung mit mobilen 
Einheiten. Für große Betriebe bleibt es bei den kostendeckenden Gebühren. Die 
entstehenden Mindereinnahmen bei den Kommunen werden von Umwelt- und 
Landwirtschaftsministerium zusammen ausgeglichen. Insgesamt stehen dafür 
fünf Millionen Euro pro Jahr zur Verfügung.

S t e l l u n g n a h m e

Mit Schreiben vom 11. August 2023 Nr. MLRZ-0141-1/91/1 nimmt das Ministe-
rium für Ernährung, Ländlichen Raum und Verbraucherschutz im Einvernehmen 
mit dem Ministerium für Finanzen zu dem Antrag wie folgt Stellung:

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen,

I.	 zu berichten,

1.	�vor welchen Herausforderungen die Fleischwirtschaft, insbesondere die kleinen, 
regionalen Betriebe, in Baden-Württemberg ihrer Ansicht nach aktuell stehen;

Zu 1.:

Die kleinen regionalen Betriebe der Fleischwirtschaft stehen vor einer ganzen 
Reihe aktueller Herausforderungen (vgl. Drucksache 17/337). Dies sind insbeson-
dere:

•	 starker Rückgang der Schweinehaltung und -mast in Süddeutschland,
•	 Rückgang der Rinderhaltung,
•	� starke Kostensteigerungen im Bereich Energie und Personal sowie im Baube-

reich,
•	 Personalengpässe (v. a. Tätigkeiten in der Schlachtung und Zerlegung),
•	 verschärfter Wettbewerb um den Bezug von Schlachttieren aus der Region,
•	� Nachwuchsprobleme bei handwerklichen Betrieben der Fleischwirtschaft, auch 

in der Leitung bzw. beim Generationswechsel,
•	� steigende Erwartungen von Politik, Medien, NGOs und Teilen der privaten 

Kundschaft im Hinblick auf Qualität und insbesondere den Tierschutz bei der 
Tierhaltung und der Schlachtung,

•	� steigender Aufwand, z. B. für die Auslobung von Herkunft und Haltungsfor-
men von Fleisch,

•	� Zurückhaltung beim Kauf bzw. Rückgang der Zahlungsbereitschaft für hoch-
preisiges Fleisch und Fleischerzeugnisse durch Inflation und Ängste im Hin-
blick auf die allgemeine wirtschaftliche Entwicklung,

•	� die handwerklichen Betriebe erwirtschaften zu einem großen Teil kaum Über-
schüsse, um notwendige Investitionen zum Erhalt oder Verbesserung der Bau-
substanz und technischer Infrastruktur tätigen zu können.
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2.	�wie sich die regionale Schlachthofstruktur seit Drucksache 17/337 entwickelt 
hat (bitte aufgeschlüsselt nach Jahren, nach Betriebsart, nach Betriebsgröße 
sowie nach Stadt- und Landkreisen);

Zu 2.:

Die Fortschreibung der in der Drucksache 17/337 aufgeführten und für das Mi-
nisterium aus den eigenen Datenquellen verfügbaren Daten ergibt folgende Dar-
stellung:
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Der Rückgang der zugelassenen Schlachtbetriebe im Rotfleisch betrifft insbeson-
dere die regional orientierten Betriebe, die als Dienstleister für Metzger, Landwirte 
und Fleischhandelsunternehmen mit einem Schlachtaufkommen wenig oberhalb 
1 000 GVE1/Jahr fungieren. Bei den sehr kleinen Betrieben ist der Rückgang we-
niger ausgeprägt. Hier spiegelt die Zahl der noch bestehenden Zulassungen je-
doch nur bedingt die aktive Nutzung entsprechender Schlachtanlagen wieder, da 
nicht selten die Schlachtungen lange vor dem Verzicht auf die Zulassung oder 
deren Rücknahme eingestellt werden.

3.	�wie sich die wirtschaftliche Situation der regionalen Schlachtbetriebe in den 
vergangenen drei Jahren entwickelt hat (bitte aufgeschlüsselt nach Jahren, 
nach Betriebsart, nach Betriebsgröße sowie nach Stadt- und Landkreisen);

Zu 3.:

Es wird auf Ziffer 2 in der Drucksache 17/337 verwiesen.

_____________________________________

1	� GVE = Großvieheinheiten
	 Es entspricht:
	 a)	 ein Rind mit einem Lebendgewicht über 300 kg sowie Pferde� 1,00 GVE
	 b)	 ein Rind mit einem Lebendgewicht bis zu 300 kg� 0,50 GVE
	 c)	 ein Schwein mit einem Lebendgewicht von über 100 kg� 0,20 GVE
	 d)	 ein Schwein mit einem Lebendgewicht bis zu 100 kg� 0,15 GVE
	 e)	 ein Schaf oder eine Ziege mit einem Lebendgewicht von über 15 kg� 0,10 GVE
	 f)	 ein Schaf- oder Ziegenlamm oder ein Ferkel mit einem Lebendgewicht
		  von jeweils bis zu 15 kg� 0,05 GVE
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Bei den regionalen, hauptsächlich privatwirtschaftlich organisierten Schlachtbe-
trieben liegt keine Berichtspflicht über die wirtschaftliche Lage an das Ministe-
rium für Ernährung, Ländlichen Raum und Verbraucherschutz vor. Die Betriebe 
handeln eigenverantwortlich und entscheiden selbst über ihre Betriebsführung. 
Eine Aufstellung der wirtschaftlichen Situation kann daher das Ministerium für 
Ernährung, Ländlichen Raum und Verbraucherschutz nicht liefern.

4.	�welche konkreten Maßnahmen sie in den vergangenen drei Jahren umgesetzt 
hat, um kleine, regionalen Strukturen im Schlachtbereich in Baden-Württem-
berg zu erhalten (bitte mit konkreter Darstellung der jeweiligen Maßnahme, 
dem jeweiligen Erfolg sowie den hierfür jeweils bereitgestellten finanziellen, 
personellen und technischen Kapazitäten);

Zu 4.:

Um den Erhalt der kleinen, regionalen Schlachtstrukturen in Baden-Württemberg 
zu unterstützen, hat das Ministerium für Ernährung, Ländlichen Raum und Ver-
braucherschutz Anfang 2021 ein Landesprogramm für die Förderung regionaler 
Schlachthöfe bei Investitionen in eine Schlachtung nach Tierwohl-Kriterien auf-
gelegt. Die Gültigkeitsdauer der entsprechenden Verwaltungsvorschrift wurde kürz-
lich vom 30. Juni 2023 bis zum 31. Dezember 2023 verlängert. Für die Umset-
zung des Landesförderprogramms wurden vom Land ursprünglich bis zu 11 Mil-
lionen Euro Fördermittel bereitgestellt.

5.	�wie sich die Kosten für die Schlachtung, das Schlachttieraufkommen sowie das 
Schlachtvolumen in den vergangenen drei Jahren in den regionalen Schlacht-
betrieben in Baden-Württemberg entwickelt haben (bitte aufgeschlüsselt nach 
Jahren, nach Betriebsart, nach Betriebsgröße sowie nach Stadt- und Land
kreisen);

Zu 5.:

Zu den Kosten für die Schlachtung liegen der Landesregierung keine Daten vor.

Für das Schlachtaufkommen liegen der Landesregierung nur landesweit aggre-
gierte Daten vor:

Das Statistische Landesamt generiert diese Daten aus monatlichen Meldungen 
der einzelnen Stadt- und Landkreise, die jedoch nicht schlachtbetriebsbezogen 
erfolgen. 
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6.	�wie sich die Fleischhygienegebühren in Baden-Württemberg seit Drucksache 
17/337 entwickelt haben (bitte aufgeschlüsselt nach Stadt- und Landkreisen 
sowie nach Tierart);

Zu 6.:

Gegenüber der Drucksache 17/337 liegen der Landesregierung keine aktualisier-
ten Daten vor, da zu den Gebührenregelungen der Stadt- und Landkreise keine 
regelmäßige Berichtspflicht besteht. Eine anlassbezogene Abfrage und Zusam-
menstellung der Daten ist mit erheblichem Aufwand verbunden, da die Staffelung 
der Gebühren auf Kreisebene nicht nach einem einheitlichen Schema erfolgt. In 
der Kürze der Frist für die Beantwortung dieser Anfrage war daher eine erneute 
Abfrage und Zusammenfassung nicht möglich.

7.	�wie viele Anträge seit Drucksache 17/337 im Rahmen des Landesprogramms 
„Förderung von regionalen Schlachthöfen bei Investitionen in eine Schlach-
tung nach Tierwohl-Kriterien“ im Ministerium für Ernährung, Ländlichen 
Raum und Verbraucherschutz eingegangen sind (bitte auch mit Darstellung, 
wie viele Anträge davon für welche Maßnahmen sowie in welcher Höhe bewil-
ligt wurden);

Zu 7.:

Im Rahmen des Landesförderprogramms wurden bislang insgesamt 30 Förder-
anträge eingereicht. Davon wurden fünf Anträge zumeist wegen Nichtumsetzung 
der geplanten Investitionen wieder zurückgezogen.

Bis dato wurden 17 Vorhaben mit einem Fördervolumen von insgesamt 3,5 Mil-
lionen Euro bewilligt. Davon betreffen acht Vorhaben die Anschaffung von mo-
bilen Schlachtanlagen (hier bewilligtes Fördervolumen von insgesamt knapp 
200 000 Euro) und neun Vorhaben Umbau- und Modernisierungsmaßnahmen 
bei bestehenden Schlachthöfen (hier bewilligtes Fördervolumen von insgesamt 
rund 3,3 Millionen Euro).

Für insgesamt acht beantragte Fördervorhaben in Verbindung mit Umbau- und 
Modernisierungsmaßnahmen bei bestehenden Schlachtstätten stehen die Bewil-
ligungen aktuell noch aus (hier beantragtes Fördervolumen von insgesamt rund  
5 Mio. Euro).

8.	�welche Kenntnisse sie über die Neuregelung der Fleischhygienegebühren in 
Bayern hat;

Zu 8.:

Auf Arbeitsebene gab es zwischen den beiden beteiligten Ressorts in Bayern 
(STMELF und STMUV2) einen regelmäßigen Austausch mit dem Ministerium für 
Ernährung, Ländlichen Raum und Verbraucherschutz zur Frage der Reduzierung 
der Gebühren für kleine Schlachtbetriebe, da hier insbesondere die Auslegung der 
Vorgaben des EU-Kontrollrechts nach Verordnung (EU) 2017/625, Artikel 77 bis 
82, eine erhebliche Rolle spielt. Die Regelungen in Bayern sind zum 1. Juli 2023 in 
Kraft getreten. Für die Umsetzung ist jedoch noch eine Rückmeldung der EU-Kom-
mission im Rahmen des Beihilferechts abzuwarten. Die vom Bayerischen Landtag 
verabschiedete Regelung enthält eine Deckelung der Gebühren bei Mastschweinen 
auf pauschal 7 Euro und bei Rindern auf 14 Euro je Schlachttier. Die Regelung ist 
begrenzt auf Schlachtbetriebe bis zu einem Schlachtaufkommen von bis zu 1 000 
GVE/Jahr. Die Kreise erhalten im Gegenzug einen pauschalen Ausgleich je nach 
Schlachtzahlen über die FAG-Mittel-Zuweisungen. Die Deckelung umfasst auch 
Schlachtungen im Herkunftsbetrieb mit mobilen Einheiten (sogenannte Hof- und 
Weideschlachtung) nach der Neuregelung im EU-Hygienerecht von 2021.
_____________________________________

2	� STMELF: Bayrisches Staatsministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten
	 STMUV: Bayrisches Staatsministerium für Umwelt und Verbraucherschutz
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9.	�ob ihr die Neuregelung der Fleischhygienegebühren in Bayern bekannt ist, ins-
besondere hinsichtlich des Potenzials zur Stärkung der regionalen Schlacht-
betriebe durch diese Neuregelung, und wie sie diese mit Blick auf Baden-Würt-
temberg bewertet;

Zu 9.:

Parallel zu konzeptionellen Überlegungen der beteiligten Ressorts in Bayern hat 
eine Arbeitsgruppe aus Vertretern der Stadt- und Landkreise unter Leitung der Ab-
teilung 3 des Ministeriums für Ernährung, Ländlichen Raum und Verbraucherschutz 
ein ähnliches Konzept mit einer gestaffelten Zuschussregelung für Schlachtbetriebe 
in Baden-Württemberg entwickelt. Die Zielsetzung der Initiativen war vergleich-
bar.

10.	�inwiefern eine Regelung nach bayerischem Vorbild auch in Baden-Württem-
berg umgesetzt werden könnte (bitte auch mit Angabe der hierfür erforder-
lichen Voraussetzungen wie z. B. den erforderlichen finanziellen Kapazitäten, 
rechtlichen Rahmenbedingungen etc.);

Zu 10.:

Das Ministerium für Ernährung, Ländlichen Raum und Verbraucherschutz hat be-
reits im Jahr 2021 konzeptionelle Arbeit geleistet. Die von der Arbeitsgruppe in 
Baden-Württemberg (siehe Antwort zu Ziffer 9) im Jahr 2021 erarbeitete Konzep-
tion sah einen degressiv gestaffelten Zuschuss in Abhängigkeit von der Größe des 
Schlachtbetriebs für kleinere Schlachtbetriebe bis zu einem Schlachtaufkommen 
von bis zu 100 000 GVE/Jahr vor, da in Baden-Württemberg alle kleineren und 
mittleren Schlachtbetriebe ganz überwiegend oder ausschließlich für den regio-
nalen Markt tätig sind und auch die Schlachttiere fast ausschließlich aus der Re-
gion beziehen. Die für Baden-Württemberg erarbeitete Konzeption weicht daher 
in einigen Punkten deutlich von der bayerischen Regelung ab und erfasst auch die 
mittleren, regional ausgerichteten Schlachtbetriebe.

Im Unterschied zu Bayern hat Baden-Württemberg mit der Dezentralisierung des 
Gebührenrechts und der Aufhebung des Ausführungsgesetzes zum Fleischhygiene-
gesetz die Regelungskompetenz für die Gebührenerhebung für die Kontrollen in 
Schlachtbetrieben seit 2004 vollständig an die Stadt- und Landkreise abgegeben. 
Das erarbeitete Konzept sah daher eine Kostentragung aus Mitteln des Landes in 
Verbindung mit einer Absenkung der Gebühren über eine vertragliche Vereinba-
rung mit allen Stadt- und Landkreisen vor.

Inwieweit dem Anliegen beihilferechtliche Hürden des Europarechts entgegen-
stehen, ist vor dem Hintergrund der noch ausstehenden Rückmeldung zum bayeri-
schen Modell unsicher.

11.	�inwiefern sie eine Regelung nach bayerischem Vorbild vorsieht und entspre-
chende Maßnahmen umsetzen wird (bitte mit konkreter Darstellung der ent-
sprechenden Maßnahme, dem Zeitraum der Umsetzung sowie der hierfür be-
reitgestellten Haushaltsmittel).

Zu 11.:

Das Konzept des Ministeriums für Ernährung, Ländlichen Raum und Verbrau-
cherschutz konnte aufgrund anderweitiger notwendiger Priorisierungen im Rah-
men der Haushaltsberatungen für den Doppelhaushalt 2023/2024 nicht berück-
sichtigt werden.
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II.	� zu prüfen, unter welchen Voraussetzungen eine Neuregelung der Fleischhy-
gienegebühren, bei der kleinere, regionale Schlachtbetriebe verringerte und 
einheitliche Gebühren für die amtliche Überwachung zahlen müssen, im Land 
umsetzbar ist und zeitnah entsprechende Maßnahmen für eine solche Neu
regelegung umzusetzen sowie entsprechende Haushaltsmittel bereitzustellen, 
um die Wettbewerbsfähigkeit der regionalen, kleineren Schlachtbetriebe im 
Land zu stärken. 

Auf die Beantwortung zu Ziffer 9 bis 11 wird – mit Hinweis auf das Budgetrecht 
des Landtags – verwiesen. 

Hauk
Minister für Ernährung, Ländlichen Raum
und Verbraucherschutz
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